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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Da es sich bei Mehrwertsteueranpassungen um Verfassungsänderungen handelt,
unterstand der Finanzierungsbeschluss dem obligatorischen Referendum. Die Vorlage
wurde dem Volk am gleichen Abstimmungswochenende wie die 11. AHV-Revision
unterbreitet, gegen welche die Linke das Referendum ergriffen hatte. Obgleich die
FDP-Fraktion der Finanzierungsvorlage als Teil eines ausgewogenen Ganzen zugestimmt
hatte, bröckelte die freisinnige Zustimmung angesichts der Opposition der Wirtschaft
in den Wochen vor der Abstimmung zusehends. Schliesslich gab die Partei die Nein-
Parole aus. Als Hauptargument nannte sie ihre Ablehnung von „Steuern auf Vorrat“
sowie das Zustandekommen des Referendums gegen die 11. AHV-Revision. Beobachter
bezeichneten die Begründung allerdings als etwas fragwürdig: Das
Mehrwertsteuerprozent sollte erst erhoben werden, wenn es wegen der
demographischen Entwicklung wirklich nötig ist. Zudem hätte die tatsächliche
Einführung einen Parlamentsbeschluss benötigt, gegen den das Referendum hätte
ergriffen werden können. Die SVP hatte von Anbeginn erklärt, dass sie die
Mehrwertsteuererhöhung bekämpfen werde und zur Sicherung der AHV-Finanzierung
auf das Nationalbankgold setzen wolle. Als dann auch noch ein Teil der
Gewerkschaftsbewegung ein Fragezeichen hinter die „unsoziale“ Erhöhung der
Mehrwertsteuer setzte, schien das Schicksal der Vorlage besiegelt. Es zeigte sich, dass
es fatal gewesen war, die beiden Finanzierungsbeschlüsse zu AHV und IV nicht
aufzusplitten, wie dies der Ständerat vorerst angeregt hatte; eine differenzierte
Stimmabgabe war unter diesen Voraussetzungen nicht möglich. 1

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 15.05.2004
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Radio und Fernsehen

In ihrem Referendumsvorhaben zur RTVG-Vorlage nicht unterstützt wurden der
Schweizerische Gewerbeverband und die SVP von Economiesuisse: Der
Wirtschaftsverband beschloss – wenn auch mit äusserst knappem Mehr – Anfang Jahr
die Ja-Parole zum Gesetz und verweigerte eine aktive Teilnahme am
Abstimmungskampf. Als Grund für diesen Entschluss führte Präsident Heinz Karrer an,
dass man mit der Abstimmungsvorlage keine relevanten wirtschaftlichen
Veränderungen erwarte, sondern in ihr lediglich einen Systemwechsel von einer Gebühr
zu einer Abgabe sehe. Inoffiziell wurden jedoch andere Vermutungen für diesen eher
überraschenden Positionswechsel ins Feld geführt. So munkelte man in den Medien,
diese Wende sei durch Lobbyarbeit und Eigeninteressen von gewissen Mitgliedern der
höheren Führungsetage herbeigeführt worden. 2

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 22.02.2015
MARLÈNE GERBER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände
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Überparteiliche politische Interessen / Think Tanks

Heftig umstritten in der AUNS war, ob sie sich an dem von den Schweizer Demokraten,
der Jungen SVP und der Lega ergriffenen Referendum gegen die Weiterführung und
Ausweitung des Personenfreizügigkeitsabkommens mit der EU beteiligen soll.
Nachdem sie zuerst eine Beteiligung angekündigt hatte, vollzog sie, wie auch die SVP,
eine Kehrtwende. AUNS-Präsident Schwander (svp, SZ) beklagte sich in der Folge über
den zu grossen Einfluss von SVP-Politikern im Vorstand der AUNS, welche auch
verhindert hatten, dass den AUNS-Mitgliedern Unterschriftenbogen für das
Referendum zugestellt wurden. Nachdem das Referendum ohne ihre Mithilfe zustande
gekommen war, fasste die AUNS, wie später auch die SVP, die Nein-Parole zur
Personenfreizügigkeit. 3

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 09.12.2008
HANS HIRTER

1) TA, 29.1.04; NZZ, 5.2.04; Presse vom 20.2.-15.5. und 17.5.04.
2) SoZ, 22.2.15; TA, 10.3.15; NZZ, 17.3.15; WW, 26.3.15; LZ, 20.4.15; SO, 26.4.15; NZZ, 13.6.15
3) TA, 10.7., 13.8., 30.10. und 4.11.08; Blick, 11.7.08; BZ, 12.7.08; SoZ, 20.11.08; AZ, 9.12.08.
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